
Wohnungspolitikdokumentation

Einführung
Wohnen gehört zu den Grundbedürfnissen des Menschen und

ist Teil des Existenzminimums. Eine Wohnung ist Lebensmittel-

punkt, Rückzugsort und elementare Grundlage für Lebensqua-

lität und gesellschaftliche Teilhabe. Seit einigen Jahren haben je-

doch in einer zunehmenden Zahl von Städten und Regionen ein-

kommensschwache Haushalte (insbesondere Haushalte mit

mehreren Kindern, Alleinerziehende, Arbeitslose, Geringverdie-

ner, Personen mit besonderen sozialen Schwierigkeiten, Perso-

nen mit Behinderung und Personen im Transferleistungsbezug)

erhebliche Schwierigkeiten, bezahlbaren Wohnraum zu finden

oder ihn zu halten. Diese Problematik trifft nicht flächendeckend

auf das gesamte Bundesgebiet zu. Betroffen sind besonders

prosperierende Metropolregionen und Landkreise, Großstädte

und Universitätsstädte in Zuzugsregionen. In diesen Städten be-

steht eine starke Diskrepanz zwischen geringem Angebot und

hoher Nachfrage.

Ein Grund dafür ist, dass das Wohnungsangebot in den

 besagten Regionen immer knapper wird, während die Zuzüge

anhalten. Zugleich sind die Haushalte immer kleiner geworden,

während die Wohnfläche pro Kopf zugenommen hat. Als Folge

davon steigen die Mieten dort rapide an, so dass Haushalte mit

geringem Einkommen sie nicht bezahlen können. Außerdem

nimmt auch die Zahl der sozial gebundenen Wohnungen ab.

Menschen mit geringem Einkommen werden teilweise aus In-

nenstädten und stadtnahen Wohnlagen verdrängt. 

Es ist Aufgabe der Solidargemeinschaft, dafür Sorge zu tra-

gen, dass ausreichend angemessene preisgünstige Wohnungen

zur Verfügung stehen beziehungsweise die Mietkosten für die-

sen Personenkreis bezahlbar bleiben. Die Wohnungspolitik

muss sich auf zwei Probleme der sozialen Absicherung konzen-

trieren: zum einen auf das Wohnkostenproblem und zum ande-

ren auf das Zugangsproblem.

Handlungsempfehlungen 
Vor diesem Hintergrund schlägt der Deutsche Caritasverband

im vorliegenden Papier eine Reihe verschiedener Instrumente

vor, um die beiden Problemfelder anzugehen. Diese zielen da-

rauf ab, ausreichend bezahlbaren Wohnraum für Menschen mit

niedrigem und mittlerem Einkommen zu schaffen. Es werden

verschiedene Instrumente der Objektförderung1 als auch der

Subjektförderung2 vorgestellt, die in Kombination dazu beitra-

gen können, die Situation auf angespannten Wohnungsmärkten

zu erleichtern. Das Papier richtet sich sowohl an Bund, Länder

und Kommunen als auch an Kirchen und Wohlfahrtsverbände. 

I. Beiträge des Bundes

1. Der Bund muss seine Kompensationszahlungen bedarfsge-

recht aufstocken. Damit die Mittel auch tatsächlich in den

Neubau von Sozialwohnungen investiert werden, ist eine

Zweckbindung der Mittel erforderlich. 

2. Ungenutztes Bauland im Eigentum des Bundes muss zur

Wohnbebauung zur Verfügung gestellt werden. Es bedarf ei-

ner gesetzlichen Änderung des § 1 des Gesetzes über die

Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImAG), damit die

Ziele des sozialen Wohnungsbaus bei der Verwertung von

Grundstücken berücksichtigt werden.

3. Durch kürzere steuerliche Abschreibungsfristen für Investitio-

nen in den sozialen Wohnungsbau könnte der Bund zusätzli-

che Anreize zum Bau entsprechender Wohnungen setzen. 

4. Damit bestehende Wohnungen altersgerecht, energetisch

und barrierefrei beziehungsweise barrierearm saniert werden

können, ist ein Gebäudesanierungsprogramm zu entwickeln.

Dabei sollten die Sanierungskosten zwischen Staat, Vermieter

und Mieter entsprechend ihrem Leistungsvermögen aufgeteilt

werden. Die Regelung muss so erfolgen, dass das private

Wohnraumangebot nicht zurückgeht.
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5. Der DCV begrüßt die geplante Erhöhung des Wohngelds. Al-

lerdings muss Wohngeld grundsätzlich dynamisiert werden.

Die Miethöchstbeträge und Einkommensgrenzen sollten an-

hand eines Index jährlich an die aktuellen, regional unter-

schiedlichen Einkommens- und Mietkostenverhältnisse ange-

passt werden. Bei der Bemessung des Wohngeldes sollte

entweder die Bruttowarmmiete maßgeblich sein oder die

Heizkostenkomponente wieder eingeführt werden.3

6. Der Gesetzgeber muss bei der Gewährung der Grundsiche-

rung für bundeseinheitliche Rahmenbedingungen für die Be-

stimmung der Angemessenheit der Kosten für Unterkunft und

Heizung unter Berücksichtigung regionaler Preisunterschiede

sorgen. Vor Ort muss eine zeitnahe Dynamisierung der Unter-

kunftskosten erfolgen. Für die Bestimmung der Angemessen-

heit der Unterkunftskosten muss der jeweilige Einzelfall maß-

geblich sein. Richtwerte sind nicht als Kappungsgrenze, son-

dern als Nichtprüfungsgrenze zu verstehen. Sie sind so hoch

anzusetzen, dass die Leistungsberechtigten eine reale Chan-

ce haben, Wohnungen innerhalb dieser Grenze zu finden.

II. Beiträge der Länder

1. Die Länder müssen für die Programme zur Förderung des so-

zialen Wohnungsbaus ausreichend eigene finanzielle Mittel

zur Verfügung stellen.

2. Die Förderbedingungen des sozialen Wohnungsbaus sind so

auszugestalten, dass es für Bauherren wieder attraktiver wird,

in Wohnungen im preisgünstigeren Segment zu investieren.

Zielführend können dabei höhere Förderpauschalen und

 Tilgungszuschüsse sein. 

3. Die Mietpreisbindung im sozialen Wohnungsbau muss flexi -

 bel ausgestaltet werden können. Um mögliche Investoren

nicht durch eine längere Bindungsfrist abzuschrecken, 

müssen die Förderkonditionen entsprechend angepasst 

werden.

4. Es sollte auch diskutiert werden, ob die Wiedereinführung der

sogenannten Fehlbelegungsabgabe oder die Einführung einer

einkommensabhängigen Förderung nicht sinnvoll wäre, um

mögliche Fehlbelegungen von Sozialwohnungen zu vermei-

den beziehungsweise zu kompensieren. Ò
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III. Beiträge der Kommunen

1. Die Kommunen müssen die Erschließung und Bebauung

brachliegender Flächen forcieren. Bei der Vergabe von Bau-

land sollte nicht mehr der höchste Preis maßgeblich sein,

sondern die Realisierung sozialen Wohnungsbaus als Ent-

scheidungskriterium berücksichtigt werden. Entscheidend für

die Vergabe müssen Konzepte der Kommunen sein, bei de-

nen auch soziale Kriterien eine wichtige Rolle spielen. Die

Kommunen können auch städtebauliche Verträge nutzen, um

den sozialen Wohnungsbau voranzutreiben.

2. Durch geeignete Instrumente muss besonders der Woh-

nungsneubau durch genossenschaftliche, gemeinschaftlich

organisierte und gemeinwohlorientierte Bauträger gefördert

werden, soweit sie spezifische Sozialverpflichtungen einge-

hen. Ebenso muss der Wohnungsbestand dieses Segments

der Immobilienwirtschaft gesichert werden. 

3. Damit Kommunen im Rahmen ihrer sozialen Verantwortung

die Möglichkeit haben, auf das Wohnungsangebot für Haus-

halte mit geringem Einkommen Einfluss zu nehmen, sollten

sie einen ausreichenden Bestand an Sozialwohnungen und

kostengünstigem Wohnraum selbst halten. Sofern eine Priva-

tisierung erfolgt, ist es wichtig, dass die Kommunen an ihren

Belegungsrechten festhalten und, wenn es erforderlich ist,

sollte sie auch neue Belegungsrechte erwerben.

4. In Gebieten mit angespannten Wohnungsmärkten sollten in-

terkommunale und regionale Entwicklungskonzepte entwor-

fen werden, um durch die Einbeziehung von Ballungsrandge-

bieten und Umlandgemeinden zu einer Entspannung beizu-

tragen.

5. Um das Wohnungsangebot in ländlichen Räumen für Mieter

attraktiv zu machen, sind infrastrukturelle Maßnahmen not-

wendig. So muss die gleichmäßige Bereitstellung von Was-

ser- und Energieversorgungsleistungen sowie von Kommuni-

kationsdienstleistungen (Post, Telefon, schnelles Internet) si-

chergestellt sein. Auch der Zugang zu Bildungseinrichtungen

(Schule, Kindertagesstätten) und Gesundheitsdienstleistun-

gen (Hausarzt, Pflegedienst) ist zu gewährleisten. Unverzicht-

bar dafür ist, dass der öffentliche Personennahverkehr im

Rahmen der Möglichkeiten, die in dünn besiedelten Räumen

gegeben sind, vorhanden und bezahlbar ist. Auch die Sicher-

heit und Ordnung muss gewährleistet sein. Zudem müssen

strategische Ansätze weiterentwickelt werden, wie die Be-

wohner vor Ort bei der Neugestaltung beteiligt werden.

IV. Beiträge der Kirchen und Wohlfahrts verbände

1. Um bezahlbares Wohnen zu ermöglichen, stehen kirchliche

Einrichtungen und die Bistümer im Rahmen ihrer Möglichkei-

ten in der Verantwortung, Grundstücke bereitzustellen, Wohn-

raum zu schaffen und gegebenenfalls Erbbaurechte einzuräu-

men. Zur Wohnraumerstellung tragen auch die kirchlichen

Siedlungswerke und Wohnungsunternehmen bei. 

2. Die Kirchen und Wohlfahrtsverbände sollten aktiv bei kommu-

nalen Planungsprozessen und städtebaulichen Entwicklun-

gen mitwirken. So verfügt die Caritas vor Ort über Expertise

zu Fragen der regionalen Wohnraumpolitik und Stadtentwick-

lung. Sie kann sich auf diese Weise in verschiedenen Gremien

einbringen. 

Freiburg/Berlin, den 6. Juli 2015
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Anmerkungen

1. Unter Objektförderung sind staatliche Förderungsmaßnahmen zu

verstehen, die sich ausschließlich auf die Subventionierung des

Wohnraumes beziehen.

2. Unter Subjektförderung sind Subventionsmaßnahmen zu verste-

hen, die eine Personengruppe direkt begünstigen.

3. Vgl. DEUTSCHER CARITASVERBAND: Stellungnahme zum Entwurf eines

Gesetzes zur Reform des Wohngeldrechts und zur Änderung des

Wohnraumförderungsgesetzes (WoGRefG) 18/4897 unter 

www.caritas.de/fuerprofis/presse/pressemeldungen/caritas-fordert-

regelmaessige-wohngeldan

3 Die ausführliche Stellungnahme findet sich im Internet

 unter: www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/07-

06-2015-position-zur-wohnungspolitik
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